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Grundlegende Gesetze

Ziel: Garantie auf selbstbestimmtes Leben bei gleichzeitiger     
Schutzgewährung

 Gleichheit vor dem Gesetz: Art. 1 Abs. 1 und Art. 3 Abs. 1,3 
GG

 Recht auf körperliche Unversehrtheit: Art. 2 Abs. 2 S. 1 GG
 Gleiche Anerkennung vor dem Recht: Art. 12 UN-BRK



Handlungsleitende Prinzipien

 Erforderlichkeitsgrundsatz

 Bindung an Wunsch, Wille und Präferenzen des betreuten Menschen

 Beteiligung des betreuten Menschen an Entscheidungen und 
Handlungen im Rahmen seiner Fähigkeiten (Besprechungspflicht)

 Verpflichtung zur Hinwirkung auf die Inanspruchnahme rehabilitativer 
oder versorgender Hilfen

Quelle: Deutscher Verein für öffentliche und private Fürsorge e.V.



Änderungen im Betreuungsrecht

Stärkung der Selbstbestimmung betreuter Menschen

Grundsatz der Erforderlichkeit
§1814 Absatz 3 BGB
Einrichtung einer gesetzlichen Betreuung nur wenn dies erforderlich ist und keine anderen Hilfen 
vorhanden bzw. ausreichend vorhanden sind

Erweiterte Unterstützung
§8 Absatz 2 und §11 Absatz 3 BtOG
Instrument für die Betreuungsbehörden 
Gesetzlicher Auftrag betroffene Personen in geeigneten Fällen zu unterstützen oder Hilfen zu 
vermitteln, um eine Betreuung zu entbehren bzw. zu vermeiden



Änderungen im Betreuungsrecht

Stärkung der Selbstbestimmung betreuter Menschen
Pflicht zur Wunschbefolgung
§1821 BGB
Angelegenheiten der betreuten Person sollen so erledigt werden, dass die 
betreute Person im Rahmen ihrer Möglichkeiten ihr Leben nach ihren Wünschen 
gestalten kann

Auswahl BetreuerIn
§1816 Absatz 2 BGB
Betreuungsgericht hat die Wünsche der betreuten Person bei der Auswahl 
des/der BetreuerIn zu berücksichtigen



Aufgabenzuteilung der Betreuungsbehörde

§8 Abs. 1 und 2 
Betreuungsbehörde eruiert  Andere Hilfen zur Vermeidung der 
Einrichtung einer Betreuung im Vorfeld des 
Betreuungsverfahrens nach Ermessen der Behörde

§11 Abs. 3 und 4
Auftrag des Betreuungsgerichts bei eingeleitetem 
Verfahren, im Rahmen des Sozialberichtes oder unabhängig 
von diesem andere Hilfen zu prüfen und ggf. durchzuführen
Kein Ermessensspielraum der Betreuungsbehörde



Beispiele andere Hilfen vor Bestellung einer Betreuung

 Eingliederungshilfe
 Übergangsplanverfahren gem. § 41 SGB VIII
 Sozialpsychiatrische Dienste
 Pflegestützpunkte und Pflegeberatung
 Ambulant betreutes Wohnen
 Entlassmanagement
 Schuldnerberatung
 Jobcenter
 Hilfe zur Überwindung besonderer sozialer Schwierigkeiten
 …



Die erweiterte Unterstützung soll als konzeptionelle Grundlage eines 
ganz auf das Betreuungswesen fokussierten, zeitlich begrenzten, fachlich 
besonders qualifizierten Fall-Managements mit dem Ziel der 
Betreuungsvermeidung bzw. der Einschränkung der erforderlichen
Aufgabenkreise dienen.
(vgl. BT-DS 19/24445; IGES 2017)

Erweiterte Unterstützung

Voraussetzungen:
Anhaltspunkte für einen Betreuungsbedarf gem. § 1814 Abs. 1 BGB
geeignete Fallkonstellation,
Zustimmung des Betroffenen



Vernetzung im Hilfesystem

Bedarf zur Antragsstellung

§ 8 Abs. 1 S. 4 BtOG

Verpflichtung zur Unterstützung 
bei der Antragsstellung



Erweiterte Unterstützung/Modellkonzept

Antragsstellung/Unterstützung

Sozialleistungen

Jobcenter

Pflege



Quelle: Bürkel in Bauer/Lütgens/Schwedler, HK-BUR Betreuung und 
Unterbringungsrecht, 146. Lieferung 11.2023



Vielen Dank für Ihre 
Aufmerksamkeit!

Quelle: www.hannover.de/Leben-in-der-Region-
Hannover/Bürger-Service/Stadtbezirksportale-
Hannover/Stadtbezirk-Ahlem-Badenstedt-
Davenstedt/Meldungen/Zusammen-leben-im-Stadtbezirk
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